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A N FRA G E 

des Abgeordneten pilz und Freunde 

an den Bundesminister für Inneres 

betreffend Aktivitäten staatspolizei im Zusammenhang mit der 
geplanten Errichtung eines Endlagers für radioaktive Abfälle in 
österreich 

Vor kurzem wurde an das österreichische Forschungszentrum 
Seibersdorf der Auftrag erteilt, einen standort für ein zu 
errichtendes Endlager für radioaktive Abfälle auszuwählen. An 
fast allen der potentiellen Standorte regt sich kräftiger 
Widerstand, Bürgerinitiativen wurden gebildet, öffentliche 
Diskussionsveranstaltungen werden abgehalten. Die örtlichen 
Gemeinderäte beschließen klar ablehnende Resolutionen. Anderer­
seits gibt es einen Sachzwang zur Errichtung eines derartigen 
Lagers (verschärft durch die jahrlange Untätigkeit der Bundes­
regierung, wobei der derzeitige Innenminister in den letzten 
zweieinhalb Jahren der Ressortverantwortliche war!). Es ist damit 
zu rechnen, daß das Endlager nicht an dem Standort errichtet 
werden wird, der dafür am geeignetsten ist, sondern dort, wo der 
Widerstand am geringsten ist. 

Deshalb richten die unterfertigten Abgeordneten folgende 

ANFRAGE 

1. Welche Aktivitäten betreibt die Staatspolizei gegenüber 
Menschen, die sich kritisch mit der Errichtung von Atom­
müllagern in ihrer Umgebung auseinandersetzen? 

2. 

3. 

a) Welche Vorfallenheitsberichte wurden von der staats­
pOlizei in diesem Bereich bisher erstattet? 

b) Warum werden Veranstaltungen von Bürgerinitiativen 
gegen Atommüllager von der Staatspolizei "wahrgenom­
men", mit anderen Worten, warum werden Staatspolizisten 
zu solchen Veranstaltungen entsandt? 

a) Wer hat den Auftrag zu diesen Aktivitäten erteilt? 

b) Was ist die verfassungsrechtliche und gesetzliche 
Deckung? 
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4 . a) Wem werden Ergebnisse dieser Aktivitäten zur Verfügung 
gestellt? 

b) Können Sie ausschließen, daß solche Ergebnisse 

a) an andere Dienststellen innerhalb und 
b) an Personen außerhalb der Bundesverwaltung 

weitergegeben werden? 
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